
unmittelbar in der Produktion arbeitenden Werktätigen 
getragen werden.

Der ständig größer werdende Sektor der volkseigenen 
Industrie, die Durchführung der großen Aufgaben des 
Fünfjahrplans erfordern nicht nur eine bessere Quali­
fizierung der Mitarbeiter im Staatsapparat, sondern 
gleichzeitig eine Herabsetzung der Verwaltungskosten. 
Um zu gewährleisten, daß der Verwaltungs- und Wirt­
schaftsapparat unbürokratisch und rationell arbeitet, die 
in ihm Beschäftigten ihren Leistungen entsprechend 
eingestuft und bezahlt werden und daß die für die Ver­
waltung 'bereitgestellten Mittel zweckmäßig verwendet 
werden, mußte ein staatliches Kontrollorgan geschaffen 
werden, das die Leitung und Kontrolle des Stellenplan,- 
wesens übernahm. Mit der Verordnung über die Rege­
lung des Stellenplanwesens vom 12. Juli 1951 (GBl.
S. 689) wurde bei der Zentralen Kommission für Staat­
liche Kontrolle eine Stellenplankommission gebildet. 
Dieser Stellenplankommission sind umfassende Auf­
gaben übertragen worden. Nach § 3 der Verordnung hat 
sie für alle Dienststellen der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik, der Länder (jetzt Bezirke), 
Kreise und Gemeinden und der volkseigenen Wirtschaft 
sowie aller ihnen angeschlossenen Institute, Anstalten 
und sonstigen Einrichtungen die aufgestellten Struk­
turpläne zu überprüfen und der Regierung zur Bestäti­
gung vorzulegen, ferner die von den Dienststellen auf­
gestellten Stellenpläne unter Zugrundelegung der durch 
die Regierung bestätigten Strukturpläne zu genehmigen. 
In dieser Bestimmung ist weiter festgelegt, daß die 
Stellenplankommission das Stellenplanwesen und die 
Durchführung der sich daraus ergebenden Maßnahmen 
zur Verringerung der Verwaltungskosten zu regeln und 
zu kontrollieren hat.

Aus diesem Aufgabenbereich ergibt sich, daß die 
Stellenplankommission für die Aufstellung der Stellen­
pläne, ihre Durchführung und Kontrolle in den Ver­
waltungs- und Wirtschaftsorganen voll verantwortlich 
ist. Im einzelnen sind im § 4 der Verordnung noch fol­
gende Aufgaben der Stellenplankommission aufgeführt:

1. eine allgemein verbindliche Nomenklatur der 
Tätigkeitsmerkmale auszuarbeiten und Gehalts­
sätze zu überprüfen,

2. die Stellenpläne, Tätigkeitsmerkmale und Gehalts­
sätze für die Angestellten und Beschäftigten des 
Verwaltungsapparates zu prüfen und zu bestätigen, 
und zwar sämtlicher Verwaltungs- und Wirtschafts­
organe.

Die Tätigkeit der Stellenplankommission kann also 
nur im Zusammenhang mit unserer gesamten Wirt­
schaftsplanung betrachtet werden, die vom strengen 
Sparsamkeitsprinzip durchdrungen sein muß. Daß ihre 
Aufgaben im engen Zusammenhang mit unserer Plan­
erfüllung stehen, geht auch aus der Präambel der Verord­
nung hervor, in der es heißt, daß die Verordnung er­
gangen ist, „um die Struktur des staatlichen Verwal­
tungs- und Wirtschaftsapparates weiter zu verbessern, 
um eine den gestellten Aufgaben entsprechend straffere 
Stellenplanordnung zu sichern und so eine strenge Spar­
samkeit bei der Verwendung der für den Verwaltungs­
apparat bereitgestellten Haushaltsmittel durchzusetzen.“

Durch die Maßnahmen der Stellenplankommission 
wird erreicht, daß der Verwaltungsapparat beweglich 
gehalten wird, um den ständig wachsenden und sich 
ändernden Anforderungen genügen zu können. Damit 
wird verhindert, daß der Verwaltungsapparat hinter 
der Entwicklung in der Produktion zurückbleibt und 
daß entbehrliche Arbeitskräfte, die in den Produktions­
betrieben benötigt und ihnen zugeführt werden könnten, 
den Haushalt belasten.

Die Tätigkeit der Stellenplankommission bedeutet 
eine der Verwaltungsmaßnahmen zur ständigen Ver­
besserung der Arbeit des Verwaltungsapparates und 
Senkung der Verwaltungskosten im Rahmen des ge­
samten Wirtschaftsplanes. Ihre Ausgaben gewinnen eine 
noch größere Bedeutung in der jetzigen Periode der Ent­
wicklung in der Deutschen Demokratischen Republik, 
in der Periode des Aufbaus der Grundlagen des Sozialis­
mus. Dabei darf nicht verkannt werden, daß das Spar­
samkeitsprinzip ein Prinzip des Sozialismus darstellt, 
und daß die notwendigen Mittel für eine allseitige Ent­
wicklung unserer großen Vorhaben auf dem Gebiete 
der Grundstoffindustrie und im Schwermaschinenbau 
bereitgestellt werden müssen. Dazu kommt, daß die 
hartnäckige Aggressionspolitik des amerikanischen

Monopolkapitals und der ihr hörigen Adenauer-Regie­
rung Abwehrmaßnahmen erfordert, die unseren fried­
lichen, Aufbau sichern und für die ebenfalls Mittel auf­
gebracht werden müssen.

II
Eine Reihe von Arbeitsgerichten hat diese Bedeutung 

der Maßnahmen der Stellenplankommission verkannt 
und gegen sie entschieden. Damit haben diese Gerichte 
nicht nur unzulässig in eine Verwaltungsmaßnahme ein­
gegriffen und neue Stellenpläne geschaffen, sondern 
darüber hinaus die Leiter der Verwaltungen zur Ver­
letzung der Stellenplandisziplin gezwungen. Die Arbeits­
gerichte haben bei ihren Entscheidungen die gesell­
schaftliche und ökonomische Entwicklung außer Betracht 
gelassen, anderenfalls hätte die Bedeutung der Stellen­
plankommission für unseren Staatsapparat und ihre 
Tätigkeit als Verwaltungsmaßnahme, die der Nachprü­
fung durch die Arbeitsgerichte entzogen ist, erkannt 
werden müssen. Eine Entscheidung der Gerichte über 
Eingruppierung von Beschäftigten ist lediglich im Rah­
men des genehmigten Stellenplans möglich.

Von diesen Grundsätzen muß auch ausgegangen wer­
den, um Klarheit über das Verhältnis des Stellenplans 
zum Tarifvertrag zu schaffen. Die Arbeitsgerichte 
haben sich in erster Linie mit den sich aus der Tätigkeit 
der Stellenplankommission für die in der Staatsverwal­
tung Beschäftigten ergebenden Fragen zu befassen. Es 
soll hier deshalb eines der Probleme behandelt werden, 
das sich aus dem Verhältnis des Stellenplans zum Tarif­
vertrag für die Beschäftigten der öffentlichen Betriebe 
und Verwaltungen (VBV) vom 1. Februar 1949 ergibt. 
Die Arbeitsgerichte haben sich nicht selten auf den 
Standpunkt gestellt, daß der von der Stellenplankom­
mission genehmigte Stellenplan im Gegensatz zum Ta­
rifvertrag stehe und damit eine Verletzung der Rechte 
der Werktätigen darstelle. Sie haben damit einen 
Widerspruch zwischen der Tätigkeit unserer Staatsor­
gane und den Interessen der Werktätigen konstruiert, 
der zu gefährlichen Konsequenzen führt. Diese Auffas­
sung der Arbeitsgerichte deutet auch auf eine Verken­
nung der Aufgaben der Gewerkschaften in unserem 
demokratischen Staat. Diese ergeben sich schon klar 
und eindeutig aus der Satzung des Freien Deutschen 
Gewerks chafts'bundes.

Es heißt dort unter Punkt 4:
„Die Freien Deutschen Gewerkschaften sind eine 

gesellschaftliche Massenorganisation, die partei­
politisch nicht gebunden ist. Sie vereinigen auf der 
Grundlage der Freiwilligkeit Arbeiter und Ange­
stellte aller Berufe ohne Unterschied von Staatszu­
gehörigkeit, Geschlecht, politischer und religiöser 
Überzeugung. Sie stehen auf dem Boden des 
Klassenkampfes. Ihr Ziel ist die sozialistische Ge­
sellschaftsordnung. Sie sind Schulen der Demokratie 
und. des Sozialismus.“

Punkt 5c lautet:
„Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund ist be­

reit, mit allen Parteien und Organisationen zu­
sammenzuarbeiten, die für die Herstellung der 
demokratischen Einheit Deutschlands und die 
Sicherung des Friedens tätig sind.“

Unter Punkt 6 heißt es weiter:
„Die Freien Deutschen Gewerkschaften kämpfen 

für die allseitige Stärkung der Deutschen Demor 
kratischen Republik.“

Bereits hiermit werden die Aufgaben der Gewerk­
schaften in unserem demokratischen Staat Umrissen. 
Da sie berufen sind, die Interessen der Werktätigen zu 
vertreten, ist es ihre vordringlichste Aufgabe, an den 
Zielen unseres Staates, in dem die Arbeiterklasse die 
Führung hat, aktiv mitzuarbeiten. Ihre Aufgaben im 
Rahmen des Fünfjahrplans sind in der Satzung Punkt 11 
folgendermaßen festgelegt: *

„Die Freien Deutschen Gewerkschaften treten für 
eine staatliche Planung und Lenkung der Wirtschaft 
ein, sie mobilisieren die Werktätigen für die Er­
füllung des Fünfjahrplans, des großen Planes des 
Kampfes um die Gestaltung eines friedlichen, fort­
schrittlichen Deutschland, in dem das Lebensniveau 
des Volkes, seine materielle und kulturelle Lage 
einen nie gekannten Stand erreichen werden.“ 

Hier gibt es keinen Kampf um das Mitbestimmungs­
recht wie im kapitalistischen Staat, sondern das in der
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